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Kurztitel 

Übereinkommen über das vereinfachte Auslieferungsverfahren zwischen den Mitgliedstaaten in der 
Europäischen Union 

Kundmachungsorgan 

BGBl. III Nr. 169/2000 

Typ 

Vertrag – Multilateral 

§/Artikel/Anlage 

Art. 17 

Index 

29/09 Auslieferung, Rechtshilfe in Strafsachen 

Beachte 

1. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens wird zu einem späteren Zeitpunkt kundgemacht. 

2. Dieses Übereinkommen ist ab 1. Mai 2004 im Verhältnis zu jenen Mitgliedstaaten, die den 
europäischen Haftbefehl bereits anwenden, durch das BG über die justizielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU-JZG) ersetzt (vgl. § 77 Abs. 1 idF 
BGBl. I Nr. 36/2004).  

3. Dieses Übereinkommen wird ab 22. März 2020 im Verhältnis zu Island und Norwegen durch das 
Island-Norwegen-Übergabegesetz – INÜG ersetzt (vgl. § 7, BGBl. I Nr. 20/2020). 

Text 

Artikel 17 

Beitritt 

(1) Dieses Übereinkommen steht allen Staaten, die Mitglied der Europäischen Union werden, zum 
Beitritt offen. 

(2) Der Wortlaut dieses Übereinkommens, der vom Generalsekretariat des Rates der Europäischen 
Union in der Sprache des beitretenden Staates erstellt und von allen Mitgliedstaaten gebilligt wird, ist 
gleichermaßen verbindlich wie die übrigen authentischen Fassungen. Der Generalsekretär übermittelt 
jedem Mitgliedstaat eine beglaubigte Abschrift dieses Wortlauts. 

(3) Die Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union 
hinterlegt. 

(4) Dieses Übereinkommen tritt für jeden Staat, der ihm beitritt, 90 Tage nach der Hinterlegung 
seiner Beitrittsurkunde oder aber zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens in Kraft, 
wenn dieses beim Ablauf des genannten 90-Tage-Zeitraums noch nicht in Kraft getreten ist. 

(5) Ist dieses Übereinkommen zum Zeitpunkt der Hinterlegung der Beitrittsurkunde noch nicht in 
Kraft getreten, ist Artikel 16 Absatz 3 auf die beitretenden Mitgliedstaaten anwendbar. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter 
dieses Übereinkommen gesetzt. 
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GESCHEHEN zu Brüssel am zehnten März neunzehnhundertfünfundneunzig in einer Urschrift in 
dänischer, deutscher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, irischer, italienischer, 
niederländischer, portugiesischer, schwedischer und spanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist; die Urschrift wird im Archiv des Generalsekretariats des Rates der 
Europäischen Union hinterlegt. Der Generalsekretär übermittelt jedem Mitgliedstaat eine beglaubigte 
Abschrift dieser Urschrift. 
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